
Güterbeförderungsgesetz 1995 
 
§ 19. (1) Unbeschadet § 14 GGBG, BGBl. I Nr. 145/1998, haben 
Lenker von Kraftfahrzeugen gemäß § 1 Abs. 1, 
  1. die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen 
     Union oder 
  2. Staatsangehörige eines Drittlandes sind und die von einem in 
     einem Mitgliedstaat niedergelassenen Unternehmen beschäftigt 
     oder eingesetzt werden, und 
denen nach dem 9. September 2009 eine Lenkberechtigung für die 
Klassen C1 oder C erstmals erteilt wurde, einen von der zuständigen 
Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten 
Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen 
auf Verlangen auszuhändigen. 
  (2) In Abs. 1 Z 1 und 2 genannte Lenker, denen vor dem 
10. September 2009 eine Lenkberechtigung für die Klassen C1 oder C 
erstmals erteilt wurde, haben ab dem 10. September 2014 einen von 
der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten 
Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen 
auf Verlangen auszuhändigen. 
  (3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Lenker 
von 
  1. Kraftfahrzeugen, deren nach den kraftfahrrechtlichen 
     Bestimmungen zulässige Höchstgeschwindigkeit nicht über 45 km/h 
     liegt; 
  2. Kraftfahrzeugen, die von den Streitkräften, dem 
     Katastrophenschutz, der Feuerwehr und den für die 
     Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräften 
     eingesetzt werden oder ihrer Kontrolle unterstellt sind; 
  3. Kraftfahrzeugen, die zum Zweck der technischen Entwicklung, zu 
     Reparatur- oder Wartungszwecken Prüfungen auf der Straße 
     unterzogen werden, sowie Neufahrzeugen oder umgebauten 
     Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen sind; 
  4. Kraftfahrzeugen, die in Notfällen oder für Rettungsaufgaben 
     eingesetzt werden; 
  5. Kraftfahrzeugen, die beim Fahrunterricht zum Erwerb einer 
     Lenkberechtigung oder der Grundqualifikation eingesetzt werden; 
  6. Kraftfahrzeugen, die im Rahmen der Lehrberufsausbildung zum 
     Berufskraftfahrer innerhalb von Österreich eingesetzt werden; 
  7. Kraftfahrzeugen zur Beförderung von Material oder Ausrüstung, 
     das der Lenker zur Ausübung seines Berufs verwendet, sofern es 
     sich beim Lenken des Fahrzeugs nicht um die Hauptbeschäftigung 
     des Fahrers handelt. 
  (4) Als Fahrerqualifizierungsnachweise gelten: 
  1. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates neben 
     der Fahrzeugklasse in Lenkberechtigungen vorgenommene 
     Eintragung des entsprechenden harmonisierten Gemeinschaftscodes 
     gemäß dem Verzeichnis der Anhänge I und Ia der Richtlinie 
     91/439/EWG des Rates vom 29.07.1991, ABl. Nr. L 237 vom 
     24.08.1991, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
     Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
     29.09.2003, ABl. Nr. L 284, S. 1, oder 
  2. ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates 
     ausgestellter Fahrerqualifizierungsnachweis nach dem Modell in 
     Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG oder 
  3. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates 
     vorgenommene Eintragung auf einer gemäß der VO (EWG) Nr. 881/92 
     ausgestellten Fahrerbescheinigung. 
  (5) Für Lenker, die in § 19c genannt sind, ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde ein Fahrerqualifizierungsnachweis für 
jeweils fünf Jahre auszustellen, wenn ein Nachweis über eine 
Grundqualifikation oder eine Weiterbildung vorgelegt wird. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat durch 



Verordnung die Form, den Inhalt und die Vorgangsweise bei der 
Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises festzusetzen. 
 
 
Grundqualifikation 
 
  § 19a. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen gemäß § 1 Abs. 1, denen nach 
dem 9. September 2009 eine Lenkberechtigung für die Klassen C1 oder 
C, erstmals erteilt wurde, haben eine Grundqualifikation 
nachzuweisen. Der Nachweis der Grundqualifikation wird durch eine 
Bescheinigung über die erfolgreiche Ablegung einer theoretischen 
Prüfung vor einer Prüfungskommission und einer praktischen 
Fahrprüfung erbracht. Der Nachweis der Grundqualifikation einer 
dieser Klassen gilt als Nachweis der Grundqualifikation für die 
anderen Klassen. 
  (2) Die Prüfungskommissionen sind vom Landeshauptmann zu 
bestellen. In diese Kommissionen sind zu berufen: 
  1. ein geeigneter rechtskundiger Bediensteter des höheren Dienstes 
     als Vorsitzender und 
  2. zwei weitere Mitglieder unter Berücksichtigung der Sachgebiete 
     der Prüfung, von denen ein Mitglied auf Grund eines Vorschlages 
     der zuständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte und ein 
     Mitglied auf Grund eines Vorschlages des zuständigen 
     Fachverbandes zu bestellen ist. 
Werden die Vorschläge nach Z 2 nicht innerhalb einer Frist von vier 
Wochen erstattet, hat der Landeshauptmann die jeweilige Berufung 
nach Anhörung der säumigen Stelle vorzunehmen. Für die Abnahme der 
praktischen Fahrprüfung ist ein gemäß § 8 FSG-PV, BGBl. II 
Nr. 321/1997 in der Fassung BGBl. II Nr. 65/2006, bestellter 
Fahrprüfer zu berufen. 
  (3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
hinsichtlich der Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation durch 
Verordnung festzulegen: 
  1. die Sachgebiete der Prüfung, 
  2. die Form und Dauer der Prüfung, 
  3. die Anforderungen an die Prüfer, 
  4. nähere Bestimmungen über die Anberaumung der Termine, 
  5. die auszustellenden Bescheinigungen, 
  6. nähere Bestimmungen über die Wiederholung der Prüfung, 
  7. der vom Prüfling zu zahlende, dem besonderen Verwaltungsaufwand 
     einschließlich einer angemessenen Entschädigung der Mitglieder 
     der Prüfungskommission entsprechende Kostenbeitrag, wobei auch 
     auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Prüflings Bedacht 
     genommen werden kann, 
  8. die aus den Kostenbeiträgen zu zahlende angemessene 
     Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission, 
  9. die Voraussetzung für die Rückzahlung des Kostenbeitrags bei 
     Nichtablegung oder teilweiser Ablegung der Prüfung sowie die 
     Höhe des rückzuzahlenden Kostenbeitrags und 
 10. die Prüfungen, die den Vorgaben der Richtlinie 2003/59/EG 
     entsprechen und daher eine Prüfung gemäß Abs. 1 ersetzen. 
 
Weiterbildung 
 
  § 19b. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen gemäß § 1 Abs. 1, die 
Inhaber eines Fahrerqualifizierungsnachweises sind, müssen entweder 
alle fünf Jahre vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des 
Fahrerqualifizierungsnachweises oder   wenn die Gültigkeitsdauer 
bereits abgelaufen ist   vor einer Wiederaufnahme der Tätigkeit eine 
Weiterbildung nachweisen. Lenker, denen vor dem 10. September 2009 
eine Lenkberechtigung für die Klassen C1 oder C erteilt wurde, haben 
spätestens bis zum 10. September 2014 oder, wenn die Tätigkeit zu 



diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt wird, vor Aufnahme der Tätigkeit 
eine Weiterbildung nachzuweisen. Der Nachweis der Weiterbildung 
einer dieser Klassen gilt als Nachweis der Weiterbildung für die 
andere Klasse. 
 (2) Die Weiterbildung darf nur von Ausbildungsstätten auf Grund 
einer Ermächtigung des Landeshauptmannes durchgeführt werden. Diese 
ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller die durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie festgelegten Voraussetzungen erfüllt. Die Ermächtigung 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht 
mehr gegeben sind. Die Ausbildungsstätten haben als Nachweis über 
eine erfolgte Weiterbildung eine Bescheinigung auszustellen. 
  (3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
mit Verordnung nähere Vorschriften über die Sachgebiete, den Umfang 
und die Art der Weiterbildung sowie über die Voraussetzungen, unter 
denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 2 zu erteilen ist, über die 
Voraussetzungen, unter denen ein Ausbilder zugelassen wird, über den 
Weiterbildungsort und über die auszustellenden Bescheinigungen zu 
erlassen. 
 
Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich 
 
  § 19c. (1) Lenker, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union sind, haben die Prüfung zur Erlangung der 
Grundqualifikation in Österreich abzulegen, wenn sie ihren 
Hauptwohnsitz in Österreich haben. 
  (2) Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und bei 
einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen arbeiten, haben die 
Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich 
abzulegen. Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind, 
können die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in 
Österreich ablegen, wenn ihnen ein Aufenthaltstitel, der das Recht 
auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt in Österreich ermöglicht, 
erteilt wurde. 
  (3) Lenker, die ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben oder bei 
einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen arbeiten, können 
die Weiterbildung in Österreich durchlaufen. 
 
 
 
 
Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 
 
 
Fahrerqualifizierungsnachweis 
 
   § 14a. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige 
Beförderung von Personen mit Omnibussen, 
  1. die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen 
     Union oder 
  2. Staatsangehörige eines Drittlandes sind und die von einem in 
     einem Mitgliedstaat niedergelassenen Unternehmen beschäftigt 
     oder eingesetzt werden, und 
denen nach dem 9. September 2008 eine Lenkberechtigung für die 
Klasse D erstmals erteilt wurde, haben einen von der zuständigen 
Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten 
Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen 
auf Verlangen auszuhändigen. 
  (2) In Abs. 1 Z 1 und 2 genannte Lenker von Kraftfahrzeugen für 
die gewerbsmäßige Beförderung von Personen mit Omnibussen, denen vor 
dem 10. September 2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D 
erstmals erteilt wurde, haben ab dem 10. September 2013 einen von 



der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten 
Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen 
auf Verlangen auszuhändigen. 
  (3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Lenker 
von: 
  1. Kraftfahrzeugen, deren höchstzulässige Bauartgeschwindigkeit 
     nicht über 45 km/h liegt; 
  2. Kraftfahrzeugen, die von den Streitkräften, dem 
     Katastrophenschutz, der Feuerwehr und den für die 
     Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräften 
     eingesetzt werden oder ihrer Kontrolle unterstellt sind; 
  3. Kraftfahrzeugen, die zum Zweck der technischen Entwicklung, zu 
     Reparatur- oder Wartungszwecken Prüfungen auf der Straße 
     unterzogen werden, sowie Neufahrzeugen oder umgebauten 
     Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen sind; 
  4. Kraftfahrzeugen, die in Notfällen oder für Rettungsaufgaben 
     eingesetzt werden; 
  5. Kraftfahrzeugen, die beim Fahrunterricht zum Erwerb einer 
     Lenkberechtigung oder der Grundqualifikation eingesetzt werden; 
  6. Kraftfahrzeugen, die im Rahmen der Lehrberufsausbildung zum 
     Berufskraftfahrer innerhalb von Österreich eingesetzt werden. 
  (4) Als Fahrerqualifizierungsnachweise gelten: 
  1. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates neben 
     der Fahrzeugklasse in Lenkberechtigungen vorgenommene 
     Eintragung des entsprechenden harmonisierten Gemeinschaftscodes 
     gemäß dem Verzeichnis der Anhänge I und Ia der Richtlinie 
     91/439/EWG des Rates vom 29.07.1991, ABl. Nr. L 237 vom 
     24.08.1991, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
     Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
     29.09.2003, ABl. Nr. L 284, S. 1, oder 
  2. ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates 
     ausgestellter Fahrerqualifizierungsnachweis nach dem Modell in 
     Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG oder 
  3. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates 
     ausgestellte Bescheinigung, mit der das Vorliegen der gemäß der 
     Richtlinie 2003/59/EG geforderten Grundqualifikation oder 
     Weiterbildung bestätigt wird. 
  (5) Für Lenker, die in § 14d genannt sind, ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde ein Fahrerqualifizierungsnachweis für 
jeweils fünf Jahre auszustellen, wenn ein Nachweis über eine 
Grundqualifikation oder eine Weiterbildung vorgelegt wird. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat durch 
Verordnung die Form, den Inhalt und die Vorgangsweise bei der 
Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises festzusetzen. 
 
Grundqualifikation 
 
  § 14b. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige 
Beförderung von Personen mit Omnibussen, denen nach dem 9. September 
2008 eine Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt wurde, 
haben eine Grundqualifikation nachzuweisen. Der Nachweis der 
Grundqualifikation wird durch eine Bescheinigung über die 
erfolgreiche Ablegung einer theoretischen Prüfung vor einer 
Prüfungskommission und einer praktischen Fahrprüfung erbracht. 
  (2) Die Prüfungskommissionen sind vom Landeshauptmann zu 
bestellen. In diese Kommissionen sind zu berufen: 
  1. ein geeigneter rechtskundiger Bediensteter des höheren Dienstes 
     als Vorsitzender und 
  2. zwei weitere Mitglieder unter Berücksichtigung der Sachgebiete 
     der Prüfung, von denen ein Mitglied auf Grund eines Vorschlages 
     der zuständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte und ein 
     Mitglied auf Grund eines Vorschlages des zuständigen 



     Fachverbandes zu bestellen ist. 
Werden die Vorschläge nach Z 2 nicht innerhalb einer Frist von vier 
Wochen erstattet, hat der Landeshauptmann die jeweilige Berufung 
nach Anhörung der säumigen Stelle vorzunehmen. Für die Abnahme der 
praktischen Fahrprüfung ist ein gemäß § 8 FSG-PV, BGBl. II Nr. 
321/1997 in der Fassung BGBl. II Nr. 65/2006, bestellter Fahrprüfer 
zu berufen. 
  (3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
hinsichtlich der Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation durch 
Verordnung festzulegen: 
  1. die Sachgebiete der Prüfung, 
  2. die Form und Dauer der Prüfung, 
  3. die Anforderungen an die Prüfer, 
  4. nähere Bestimmungen über die Anberaumung der Termine, 
  5. die auszustellenden Bescheinigungen, 
  6. nähere Bestimmungen über die Wiederholung der Prüfung, 
  7. der vom Prüfling zu zahlende, dem besonderen Verwaltungsaufwand 
     einschließlich einer angemessenen Entschädigung der Mitglieder 
     der Prüfungskommission entsprechende Kostenbeitrag, wobei auch 
     auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Prüflings Bedacht 
     genommen werden kann, 
  8. die aus den Kostenbeiträgen zu zahlende angemessene 
     Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission, 
  9. die Voraussetzung für die Rückzahlung des Kostenbeitrags bei 
     Nichtablegung oder teilweiser Ablegung der Prüfung sowie die 
     Höhe des rückzuzahlenden Kostenbeitrags und 
 10. die Prüfungen, die den Vorgaben der Richtlinie 2003/59/EG 
     entsprechen und daher eine Prüfung gemäß Abs. 1 ersetzen. 
 
Weiterbildung 
 
  § 14c. (1) Lenker von Kraftfahrzeugen für die gewerbsmäßige 
Beförderung von Personen mit Omnibussen, die Inhaber eines 
Fahrerqualifizierungsnachweises sind, müssen entweder alle fünf 
Jahre vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des 
Fahrerqualifizierungsnachweises oder - wenn die Gültigkeitsdauer 
bereits abgelaufen ist - vor einer Wiederaufnahme der Tätigkeit eine 
Weiterbildung nachweisen. Lenker, denen vor dem 10. September 2008 
eine Lenkberechtigung für die Klasse D erteilt wurde, haben 
spätestens bis zum 10. September 2013 oder, wenn die Tätigkeit zu 
diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt wird, vor Aufnahme der Tätigkeit 
eine Weiterbildung nachzuweisen. 
  (2) Die Weiterbildung darf nur von Ausbildungsstätten auf Grund 
einer Ermächtigung des Landeshauptmannes durchgeführt werden. Diese 
ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller die durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie festgelegten Voraussetzungen erfüllt. Die Ermächtigung 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht 
mehr gegeben sind. Die Ausbildungsstätten haben als Nachweis über 
eine erfolgte Weiterbildung eine Bescheinigung auszustellen. 
  (3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
mit Verordnung nähere Vorschriften über die Sachgebiete, den Umfang 
und die Art der Weiterbildung, sowie über die Voraussetzungen, unter 
denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 2 zu erteilen ist, über die 
Voraussetzungen, unter denen ein Ausbilder zugelassen wird, über den 
Weiterbildungsort und über die auszustellenden Bescheinigungen zu 
erlassen. 
 
Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich 
 
  § 14d. (1) Lenker, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union sind, haben die Prüfung zur Erlangung der 



Grundqualifikation in Österreich abzulegen, wenn sie ihren 
Hauptwohnsitz in Österreich haben. 
  (2) Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und bei 
einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen arbeiten, haben die 
Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich 
abzulegen. Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind, 
können die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in 
Österreich ablegen, wenn ihnen ein Aufenthaltstitel, der das Recht 
auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt in Österreich ermöglicht, 
erteilt wurde. 
  (3) Lenker, die ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben oder bei 
einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen arbeiten, können 
die Weiterbildung in Österreich durchlaufen. 
 
 
 
 
Kraftfahrliniengesetz 
 
 
Bestimmungen über die Aus- und Weiterbildung von Fahrzeuglenkern 
 
                     Fahrerqualifizierungsnachweis 
 
  § 44a. (1) Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs, 
  1. die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen 
     Union oder 
  2. Staatsangehörige eines Drittlandes sind und die von einem in 
     einem Mitgliedstaat niedergelassenen Unternehmen beschäftigt 
     oder eingesetzt werden, und 
denen nach dem 9. September 2008 eine Lenkberechtigung für die 
Klasse D erstmals erteilt wurde, haben einen von der zuständigen 
Behörde eines Mitgliedstaates ausgestellten 
Fahrerqualifizierungsnachweis mitzuführen und den Aufsichtsorganen 
auf Verlangen auszuhändigen. 
  (2) In Abs. 1 Z 1 und 2 genannte Lenker von Omnibussen des 
Kraftfahrlinienverkehrs denen vor dem 10. September 2008 eine 
Lenkberechtigung für die Klasse D erstmals erteilt wurde, haben ab 
dem 10. September 2013 einen von der zuständigen Behörde eines 
Mitgliedstaates ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweis 
mitzuführen und den Aufsichtsorganen auf Verlangen auszuhändigen. 
  (3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Lenker 
von: 
  1. Kraftfahrzeugen, deren höchstzulässige Bauartgeschwindigkeit 
     nicht über 45 km/h liegt; 
  2. Kraftfahrzeugen, die von den Streitkräften, dem 
     Katastrophenschutz, der Feuerwehr und den für die 
     Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräften 
     eingesetzt werden oder ihrer Kontrolle unterstellt sind; 
  3. Kraftfahrzeugen, die zum Zweck der technischen Entwicklung, zu 
     Reparatur- oder Wartungszwecken Prüfungen auf der Straße 
     unterzogen werden, sowie Neufahrzeugen oder umgebauten 
     Fahrzeugen, die noch nicht in Betrieb genommen sind; 
  4. Kraftfahrzeugen, die in Notfällen oder für Rettungsaufgaben 
     eingesetzt werden; 
  5. Kraftfahrzeugen, die beim Fahrunterricht zum Erwerb einer 
     Lenkberechtigung oder der Grundqualifikation eingesetzt werden; 
  6. Kraftfahrzeugen, die im Rahmen der Lehrberufsausbildung zum 
     Berufskraftfahrer innerhalb von Österreich eingesetzt werden. 
  (4) Als Fahrerqualifizierungsnachweise gelten: 
  1. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates neben 
     der Fahrzeugklasse in Lenkberechtigungen vorgenommene 



     Eintragung des entsprechenden harmonisierten Gemeinschaftscodes 
     gemäß dem Verzeichnis der Anhänge I und Ia der Richtlinie 
     91/439/EWG des Rates vom 29.07.1991, ABl. Nr. L 237 vom 
     24.08.1991, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
     Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
     29.09.2003, ABl. Nr. L 284, S. 1, oder 
  2. ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates 
     ausgestellter Fahrerqualifizierungsnachweis nach dem Modell in 
     Anhang II der Richtlinie 2003/59/EG oder 
  3. eine von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates 
     ausgestellte Bescheinigung, mit der das Vorliegen der gemäß der 
     Richtlinie 2003/59/EG geforderten Grundqualifikation oder 
     Weiterbildung bestätigt wird. 
  (5) Für Lenker, die in § 44d genannt sind, ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde ein Fahrerqualifizierungsnachweis für 
jeweils fünf Jahre auszustellen, wenn ein Nachweis über eine 
Grundqualifikation oder eine Weiterbildung vorgelegt wird. Der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat durch 
Verordnung die Form, den Inhalt und die Vorgangsweise bei der 
Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises festzusetzen. 
 
Grundqualifikation 
 
  § 44b. (1) Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs, 
denen nach dem 9. September 2008 eine Lenkberechtigung für die 
Klasse D erstmals erteilt wurde, haben eine Grundqualifikation 
nachzuweisen. Der Nachweis der Grundqualifikation wird durch eine 
Bescheinigung über die erfolgreiche Ablegung einer theoretischen 
Prüfung vor einer Prüfungskommission und einer praktischen 
Fahrprüfung erbracht. 
  (2) Die Prüfungskommissionen sind vom Landeshauptmann zu 
bestellen. In diese Kommissionen sind zu berufen: 
  1. ein geeigneter rechtskundiger Bediensteter des höheren Dienstes 
     als Vorsitzender und 
  2. zwei weitere Mitglieder unter Berücksichtigung der Sachgebiete 
     der Prüfung, von denen ein Mitglied auf Grund eines Vorschlages 
     der zuständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte und ein 
     Mitglied auf Grund eines Vorschlages des zuständigen 
     Fachverbandes zu bestellen ist. 
Werden die Vorschläge nach Z 2 nicht innerhalb einer Frist von vier 
Wochen erstattet, hat der Landeshauptmann die jeweilige Berufung 
nach Anhörung der säumigen Stelle vorzunehmen. Für die Abnahme der 
praktischen Fahrprüfung ist ein gemäß § 8 FSG-PV, BGBl. II 
Nr. 321/1997 in der Fassung BGBl. II Nr. 65/2006, bestellter 
Fahrprüfer zu berufen. 
  (3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
für die Erlangung der Grundqualifikation durch Verordnung 
festzulegen: 
  1. die Sachgebiete der Prüfung, 
  2. die Form und Dauer der Prüfung, 
  3. die Anforderungen an die Prüfer, 
  4. nähere Bestimmungen über die Anberaumung der Termine, 
  5. die auszustellenden Bescheinigungen, 
  6. nähere Bestimmungen über die Wiederholung der Prüfung, 
  7. der vom Prüfling zu zahlende, dem besonderen Verwaltungsaufwand 
     einschließlich einer angemessenen Entschädigung der Mitglieder 
     der Prüfungskommission entsprechende Kostenbeitrag, wobei auch 
     auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Prüflings Bedacht 
     genommen werden kann, 
  8. die aus den Kostenbeiträgen zu zahlende angemessene 
     Entschädigung der Mitglieder der Prüfungskommission, 
  9. die Voraussetzung für die Rückzahlung des Kostenbeitrags bei 



     Nichtablegung oder teilweiser Ablegung der Prüfung sowie die 
     Höhe des rückzuzahlenden Kostenbeitrags und 
 10. die Prüfungen, die den Vorgaben der Richtlinie 2003/59/EG 
     entsprechen und daher eine Prüfung gemäß Abs. 1 ersetzen. 
 
Weiterbildung 
 
  § 44c. (1) Lenker von Omnibussen des Kraftfahrlinienverkehrs, die 
Inhaber eines Fahrerqualifizierungsnachweises sind, müssen entweder 
alle fünf Jahre vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des 
Fahrerqualifizierungsnachweises oder   wenn die Gültigkeitsdauer 
bereits abgelaufen ist   vor einer Wiederaufnahme der Tätigkeit eine 
Weiterbildung nachweisen. Lenker, denen vor dem 10. September 2008 
eine Lenkberechtigung für die Klasse D erteilt wurde, haben 
spätestens bis zum 10. September 2013 oder, wenn die Tätigkeit zu 
diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt wird, vor Aufnahme der Tätigkeit 
eine Weiterbildung nachzuweisen. 
  (2) Die Weiterbildung darf nur von Ausbildungsstätten auf Grund 
einer Ermächtigung des Landeshauptmannes durchgeführt werden. Diese 
ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller die durch 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie festgelegten Voraussetzungen erfüllt. Die Ermächtigung 
ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nicht 
mehr gegeben sind. Die Ausbildungsstätten haben als Nachweis über 
eine erfolgte Weiterbildung eine Bescheinigung auszustellen. 
  (3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
mit Verordnung nähere Vorschriften über die Gegenstände, den Umfang 
und die Art der Ausbildung, sowie über die Voraussetzungen, unter 
denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 2 zu erteilen ist, über die 
Voraussetzungen, unter denen ein Ausbilder zugelassen wird, über den 
Weiterbildungsort und über die auszustellenden Bescheinigungen zu 
erlassen. 
 
Grundqualifikation und Weiterbildung in Österreich 
 
  § 44d. (1) Lenker, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Euro,päischen Union sind, haben die Prüfung zur Erlangung der 
Grundqualifikation in Österreich abzulegen, wenn sie ihren 
Hauptwohnsitz in Österreich haben. 
  (2) Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind und bei 
einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen arbeiten, haben die 
Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in Österreich 
abzulegen. Lenker, die Staatsangehörige eines Drittstaates sind, 
können die Prüfung zur Erlangung der Grundqualifikation in 
Österreich ablegen, wenn ihnen ein Aufenthaltstitel, der das Recht 
auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt in Österreich ermöglicht, 
erteilt wurde. 
  (3) Lenker, die ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben oder bei 
einem in Österreich niedergelassenen Unternehmen arbeiten, können 
die Weiterbildung in Österreich durchlaufen. 
 


